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Die COVID-19-Pandemie und die damit verbundene Wirtschaftskrise haben Frauen in der Europäischen Union 
(EU) anders getroffen als Männer. Selbst wenn geschlechtsbezogene Themen noch nie so weit oben auf der 
europäischen politischen Agenda standen, gefährden die Auswirkungen der COVID-19-Krise die Fortschritte, 
die in den vergangenen Jahrzehnten im Hinblick auf die Minderung der Ungleichheiten zwischen den 
Geschlechtern in den EU-Mitgliedstaaten erzielt wurden. Durch die Folgen der COVID-19-Gesundheitskrise 
wurde auch deutlich, dass die Mitgliedstaaten proaktiv – statt reaktiv – Maßnahmen zur durchgängigen 
Berücksichtigung des Gleichstellungsaspekts entwickeln müssen. Eine eingehende, fallanalytische 
Überprüfung einer repräsentativen Stichprobe von EU-Mitgliedstaaten (Italien, Frankreich, Deutschland, Polen 
und Schweden) zeigt, wie die von den Regierungen in Europa getroffenen Maßnahmen zur Eindämmung der 
Pandemie Frauen in unterschiedlichem Maß getroffen und das Gefälle in einigen Maßnahmen deutlicher 
verstärkt haben als in anderen.  
 
Ein Bereich, in dem Frauen im Allgemeinen unverhältnismäßig stärker betroffen waren als Männer, ist der 
gleiche Zugang zur Wirtschaft. Der Unterschied war in den Mitgliedstaaten größer, die in den Jahren vor der 
Pandemie der durchgängigen Berücksichtigung des Gleichstellungsaspekts keinen Vorrang eingeräumt hatten 
oder bei den Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des SARS-CoV-2-Virus keine 
geschlechtsspezifischen Unterschiede berücksichtigt hatten. Allgemein waren in Europa Frauen an vorderster 
Front der Pandemie und auch im Dienstleistungssektor, der von der derzeitigen Krise besonders stark betroffen 
ist, eher überrepräsentiert. Dies schlug sich in steigenden Arbeitslosenzahlen bei Frauen und somit einer 
höheren Wahrscheinlichkeit nieder, dass Frauen in der EU verarmen. Darüber hinaus übernahmen Frauen auch 
eher einen unverhältnismäßigen Anteil unbezahlter Kinderbetreuungsaufgaben, selbst wenn 
Zwangsausgangsbeschränkungen bedeuteten, dass Männer sich stärker am Haushalt beteiligten als in den 
Jahren vor der Pandemie. Diese Neuanordnung der familiären Beziehungen stellt eine Chance für Veränderung 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/693183/IPOL_STU(2021)693183_EN.pdf. 

Diese eingehende fallanalytische Übersicht wurde von der Fachabteilung Bürgerrechte und 
konstitutionelle Angelegenheiten des Europäischen Parlaments auf Ersuchen des FEMM-Ausschusses in 
Auftrag gegeben. Darin werden die Auswirkungen der COVID-19-Krise auf eine repräsentative Stichprobe 
von Mitgliedstaaten untersucht, um politische Empfehlungen für die Erholung von COVID-19 zu 
untermauern, damit die Errungenschaften der letzten Jahre im Bereich der Gleichstellung der 
Geschlechter nicht durch kurzfristige negative Folgen der Maßnahmen zur Bekämpfung der COVID-19-
Gesundheitskrise zunichte gemacht werden. 
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in der Zukunft dar, wobei Haushalts- und Kinderbetreuungsaufgaben fairer aufgeteilt werden könnten, was zur 
Folge hätte, dass die Beteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt steigen könnte.  
 
Nicht alle Frauen waren jedoch gleichermaßen betroffen. Nicht nur ist die Situation für Frauen in verschiedenen 
Mitgliedstaaten unterschiedlich, sondern die Gruppe der Frauen ist auch nach anderen demografischen Säulen 
intersektional geteilt. Frauen mit niedrigerem Einkommen und geringerer Qualifikation finden sich häufiger in 
einem Teufelskreis der systematischen Armut wieder. Für ältere und alleinstehende Frauen ist nun auch das 
Risiko der Verarmung größer.  
 
Die Fallzahlen im Hinblick auf Gewalt, insbesondere Gewalt in der Partnerschaft, sind nicht nur gestiegen, 
sondern führten auch zu mehr weiblichen als männlichen Opfern. Dass dieses Phänomen zunimmt, wurde auch 
als „Schattenpandemie“ bezeichnet, da Gewalt in ganz Europa im Zuge der COVID-19-Krise und der damit 
verbundenen Regierungsmaßnahmen tendenziell zugenommen hat. Steigende Stresslevels sind historisch 
betrachtet mit anderen Wirtschafts- und Gesellschaftskrisen verknüpft. Trotzdem folgen die öffentlichen 
Maßnahmen nicht den entsprechenden Forschungserkenntnissen. Die Auslastung der europäischen 
Gesundheitssysteme bedeutete zusätzlich, dass Frauen nicht ins Krankenhaus gehen konnten, um Straftaten 
zu melden. Darüber hinaus verhinderte der mangelnde Zugang zu Gesundheitsdiensten, dass Frauen in der EU 
ihr Recht auf Abtreibung wahrnehmen konnten. Die Folgen dieser Einschränkungen werden sich während der 
Erholung noch zeigen.  
 
Vor dem Hintergrund dieser Informationen und angesichts der Lehren aus der COVID-19-Krise soll dieser 
Bericht Empfehlungen für öffentliche Maßnahmen bieten, damit die europäischen Regierungen proaktiv – statt 
reaktiv – öffentliche politische Lösungen zur Vorbereitung auf künftige Krisen umsetzen. Frauen waren auch in 
COVID-19-Entscheidungsgremien unterrepräsentiert, obwohl die Einbeziehung von Frauen an der 
Politikgestaltung und in Führungspositionen zu stärkeren Bemühungen auf dem Weg zu erfolgreichen 
Maßnahmen zur Minderung des Geschlechtergefälles und zur durchgängigen Berücksichtigung des 
Gleichstellungsaspekts bei Abhilfemaßnahmen führt.
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